
da die Republik Polen zum betreffenden Zeitpunkt noch nicht 
Mitglied der Europäischen Union gewesen sei, und dass die 
Kommission vom Bestehen dieser Beihilfe in Kenntnis gesetzt 
worden sei und nach der Prüfung des polnischen Umstrukturie
rungsprogramms und der in diesem Rahmen vorgelegten Unter
nehmenspläne der Ansicht gewesen sei, dass diese den Anfor
derungen des Art. 8 Abs. 4 des Protokolls Nr. 2 des Assoziie
rungsabkommens und den Bedingungen, die im der Beitrittsakte 
angehängten Protokoll Nr. 8 festgelegt seien, genügten. 

Mit ihrem dritten und letzten Rechtsmittelgrund machen die 
Rechtsmittelführerinnen schließlich einen Verstoß gegen die 
Verordnungen (EG) Nr. 659/1999 ( 3 ) und (EG) Nr. 794/2004 ( 4 ) 
geltend. Nach ihrer Ansicht genügt es nämlich nicht, dass ein 
bei Rückforderung einer streitigen Beihilfe anwendbarer Zinssatz 
in enger Zusammenarbeit mit dem betreffenden Mitgliedstaat 
festgelegt wird, damit dieser Zinssatz als „angemessen“ im Sinne 
von Art. 14 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 ange
sehen werden kann. Die „Angemessenheit“ des bei Rückforde
rung staatlicher Beihilfen anwendbaren Zinssatzes sei ein mate
rieller Begriff, der von dem Verfahren, das die Kommission in 
den Ausnahmefällen befolgen müsse, in denen sie diesen Zins
satz in Zusammenarbeit mit dem betreffenden Mitgliedstaat 
festlege, unabhängig sei. 

( 1 ) ABl. 2003, L 236, S. 948. 
( 2 ) Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den 

Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Republik Polen andererseits (ABl. 1993, L 348, S. 2). 

( 3 ) Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über 
besondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 des 
EG-Vertrags (jetzt Art. 88 EG) (ABl. L 83, S. 1). 

( 4 ) Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21. April 
2004 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 
(ABl. L 140, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal de commerce de 
Bruxelles (Belgien), eingereicht am 23. September 2009 — 
Françoise Hanssens-Ensch in ihrer Eigenschaft als 
Konkursverwalterin der SA Agenor/Europäische 

Gemeinschaft 

(Rechtssache C-377/09) 

(2009/C 312/23) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal de commerce de Bruxelles 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Françoise Hanssens-Ensch in ihrer Eigenschaft als 
Konkursverwalterin der SA Agenor 

Beklagte: Europäische Gemeinschaft 

Vorlagefrage 

Ist Art. 288 Abs. 2 EG dahin auszulegen, dass die von einem 
Konkursverwalter erhobene und auf Art. 530 des belgischen 
Code des Sociétés gestützte Haftungsklage, die darauf gerichtet 
ist, die Europäische Gemeinschaft zu verurteilen, die nach einem 
Konkurs bestehenden Gesellschaftsschulden zu tragen, weil sie 
de facto in der Lage gewesen sein soll, eine Handelsgesellschaft 
zu verwalten, und bei der Verwaltung dieser Gesellschaft einen 
zu ihrem Konkurs beitragenden, deutlich als schwerwiegend 
anzusehenden Fehler begangen haben soll, eine Klage aus außer
vertraglicher Haftung im Sinne dieser Bestimmung darstellt? 

Klage, eingereicht am 23. September 2009 — Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften/Tschechische Republik 

(Rechtssache C-378/09) 

(2009/C 312/24) 

Verfahrenssprache: Tschechisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(Prozessbevollmächtigte: M. Šimerdová, J.-B. Laignelot) 

Beklagte: Tschechische Republik 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Tschechische Republik dadurch gegen 
ihre Verpflichtungen aus Art. 10a Abs. 1, 2 und 3 der 
Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffent
lichen und privaten Projekten ( 1 ) in der durch die Richtlinie 
97/11/EG des Rates ( 2 ) und die Richtlinie 2003//35/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 3 ) geänderten Fas
sung verstoßen hat, dass sie Art. 10a Abs. 1, 2 und 3 dieser 
Richtlinie nicht ordnungsgemäß in ihre innerstaatliche 
Rechtsordnung umgesetzt hat; 

— der Tschechischen Republik die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Frist für die Umsetzung der Richtlinie in die innerstaatliche 
Rechtsordnung sei am 25. Juni 2005 abgelaufen. 

( 1 ) ABl. L 175, S. 40. 
( 2 ) Richtlinie 97/11/EG des Rates vom 3. März 1997 zur Änderung der 

Richtlinie 85/337/EWG über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABl. L 73, S. 5). 

( 3 ) Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Mai 2003 über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der 
Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme 
und zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG 
des Rates in Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zu
gang zu den Gerichten (ABl. L 156, S. 17).
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